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1 Präambel 
 
Der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. vertritt 
als größter deutscher Branchendachverband bundesweit und auf europäischer Ebene rund 
3.000 kommunale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, landes- und bun-
deseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rd. 6 Mio. Wohnungen, in denen 
über 13 Mio. Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit Wohnungsunternehmen, 
die fast 30 % aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. Gleichzeitig ist der GdW 
Spitzen- und Prüfungsverband im Sinne des Genossenschaftsgesetzes. Insoweit koordiniert 
er die genossenschaftlichen Prüfungsfragen und vertritt die Interessen der genossen-
schaftlichen Prüfungsverbände, die Mitglieder im GdW sind. 
 
In der Wohnungswirtschaft hat das Thema Nachhaltigkeit allein bereits deshalb eine lange 
Tradition, weil der Bau und die Bewirtschaftung von Wohnraum nur unter Berücksichti-
gung ökologischer und sozialer Aspekte langfristig ökonomisch erfolgreich betrieben wer-
den kann. Nachhaltiges Handeln ist somit integraler Bestandteil des wohnungswirtschaftli-
chen Geschäftsmodells. Ein langfristiges und auf Stabilität ausgelegtes Denken und Han-
deln, die Bewahrung vorhandener Ressourcen sowie die Annahme gesellschaftlicher Her-
ausforderungen sind dafür die Grundvoraussetzung. Ein Instrument, das hilft, die wichtigs-
ten Aspekte und Aktivitäten ökonomischen, ökologischen und sozialen Handelns transpa-
rent darzustellen und zu berichten, ist daher gerade für Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen von besonderer Wichtigkeit.  
 
Die Mehrzahl der Wohnungsunternehmen ist mittelständisch geprägt. Wir begrüßen es da-
her sehr, dass die mit der Omnibus-Initiative der EU-Kommission vorgeschlagene Schwel-
lenwertanhebung (Befreiung für Unternehmen bis 1.000 Mitarbeiter) bereits im Gesetzent-
wurf berücksichtigt wurde.  
 
Wir begrüßen, dass mit Art. 100 des Einführungsgesetzes zum HGB auch kleine und mittel-
große kommunale und öffentliche Wohnungsunternehmen, die aufgrund der jeweiligen 
Landeshaushalts-, Landkreis-, Gemeinde- und Kommunalordnung wie große Unternehmen 
zu bilanzieren und einen Lagebericht aufzustellen haben, über die Schwellenwertanhebung 
(Befreiung für Unternehmen bis 1.000 Mitarbeiter) von der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung befreit sind (Befreiung für Geschäftsjahre, die vor dem 01.01.2027 beginnen) und ge-
hen davon aus, dass nach Verabschiedung des Substance Proposal auf EU-Ebene, diese Be-
freiung auch dauerhaft besteht. 
 
Für nicht berichtspflichtigen Unternehmen sollte im Gesetz klargestellt werden, dass die 
Einholung von Informationen durch berichtspflichtige Unternehmen, insbesondere Kredit-
institute, auf den derzeitigen freiwilligen Berichtsstandard "Voluntary Sustainability Report-
ing Standard for SMEs" (VSME) beschränkt ist. 
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Im Detail 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zu dem oben genannten Gesetzentwurf Stellung zu 
nehmen. Wir begrüßen ausdrücklich die im Referentenentwurf vorgeschlagene weitge-
hende 1:1 Umsetzung der CSR-Richtlinie. Der bürokratische Aufwand der Berichtspflichten 
für die betroffenen Unternehmen muss dabei jedoch unbedingt auf das absolut erforderli-
che Mindestmaß begrenzt werden. 
 
Änderung des Einführungsgesetzes zum HGB 
 
Pflicht, einen Nachhaltigkeitsbericht nach den Europäischen Nachhaltigkeitsbe-
richtsstandards (ESRS) aufstellen zu müssen 
 
Nach den Übergangsvorschriften (Art. 96 EGHGB-E) sind entsprechende Ausnahmen von 
der Anwendung der neuen Regelungen für vor dem 01.01.2027 beginnende Geschäftsjahre 
für Unternehmen vorgesehen, die im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 1.000 Arbeitneh-
mer beschäftigen.  
 
Die Beschränkung für vor dem 01.01.2027 beginnende Geschäftsjahre in Bezug auf die 
1.000 Arbeitnehmer ist damit begründet, dass das Substance Proposal auf EU-Ebene noch 
beschlossen werden muss.  
 
Es sollte eine Klarstellung erfolgen, dass davon ausgegangen wird, dass die Grenze 
von 1.000 Arbeitnehmern auch für die Unternehmen der sogenannten zweiten und 
dritten Welle gilt. 
 
Für kapitalmarktorientierte Unternehmer der sog. ersten Welle mit mehr als 1.000 Arbeit-
nehmer würde gemäß Gesetzentwurf gelten, dass sie die europäischen Nachhaltigkeitsbe-
richterstattungsstandards (ESRS Set 1) aus Juli 2023 anzuwenden haben. Da die ESRS aktu-
ell umfassend mit dem Ziel einer deutlichen Entschlackung von der EFRAG überarbeitet 
werden, könnten erstmalig berichtspflichtige Unternehmen gezwungen sein, diese noch für 
das Geschäftsjahr 2025 einzuführen.  
 
Es sollte eine Klarstellung im Gesetz erfolgen, dass Unternehmen, die bisher nicht 
nach den ESRS (freiwillig) berichtet haben, diese erst vollumfänglich anwenden müs-
sen, wenn die überarbeiteten ESRS in Kraft getreten sind. 
 
Inhalt des Nachhaltigkeitsberichts 
 
Nach § 289 c Abs. 2 c) HGB-E sind im Nachhaltigkeitsbericht Angaben zu machen "zur Art 
und Weise, einschließlich Durchführungsmaßnahmen und zugehörigen Finanz- und Investi-
tionsplänen, wie die Kapitalgesellschaft beabsichtigt sicherzustellen, dass sein Geschäfts-
modell und seine Strategie mit dem Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft und der Be-
grenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius im Einklang mit dem am 12. Dezem-
ber 2015 angenommenen Übereinkommen von Paris im Rahmen des Rahmenübereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen und […] Ziel der Verwirklichung der 
Klimaneutralität bis zum Jahr 2050 vereinbar sind".. 
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Für die geforderte Angabe zur 1,5°C-Kompatibilität mit dem Pariser Klimaschutzabkommen 
ist zwingend eine CO2-/THG-Bilanzierung nach den (bisher freiwilligen) Empfehlungen des 
TCFD erforderlich. Diese ist aber bei vielen Unternehmen bisher nicht implementiert, da 
man sich an den nationalen CO2-Einsparungszielen auf der Grundlage des deutschen Kli-
maschutzgesetzes orientiert und darauf auch die Klimastrategie ausrichtet. Fraglich ist, ob 
die Datengrundlage (u. a. CRREM-Pfade) den Anspruch an Transparenz und Genauigkeit er-
füllen und damit auch rechtsicher genutzt werden können. 
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat sich bei seinem Beschluss zum Klimaschutzge-
setz eingehend damit beschäftigt, ob der Ansatz des CO₂-Budgets geeignet ist, die Klimapo-
litik der Bundesregierung an ihm zu messen. 
 
In dem Verfahren äußerte die Bundesregierung die Ansicht, dass der Budgetansatz als ge-
wisse Plausibilitätskontrolle geeignet sei, um zu überprüfen, ob die Summe der national 
festgelegten Beiträge zur Einhaltung der Pariser Klimaschutzziele genüge. Jedoch sehe der 
völkerrechtliche Rechtsrahmen die Festlegung nationaler CO₂-Budgets nicht vor und es 
fehle an einer internationalen Vereinbarung über die Ver-teilung des globalen CO₂-Budgets. 
Zudem wiesen die Abschätzungen des IPPC erhebliche Unsicherheiten auf. Daher arbeite 
die Bundesregierung nicht mit nationalen CO₂-Budgets, sondern mit Treibhausgasminde-
rungszielen (BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18, Rn. 69). 
 
Wir empfehlen daher, die Angabepflichten an den nationalen CO2-Einsparungszielen 
auf der Grundlage des deutschen Klimaschutzgesetzes auszurichten.  
 
 
Zusammenfassung 
 
Für Unternehmen, die aufgrund der Anhebung der Mitarbeiteranzahl nicht mehr in den An-
wendungsbereich der CSRD fallen, will die EU-Kommission im Wege eines delegierten 
Rechtsakts einen Standard für die freiwillige Berichterstattung annehmen, der auf dem von 
der EFRAG entwickelten Standard für KMU (VSME) beruht.  
 
Daher sollte für Unternehmen, die Daten in ihrer Wertschöpfungskette von nicht berichts-
pflichtigen Unternehmen benötigen (z. B. auch Kreditinstitute), klargestellt werden, dass 
die Einholung von Informationen auf den VSME beschränkt ist. 
 
Als Prüfungsorganisation möchten wir darauf hinweisen, dass die Prüfbarkeit der Informa-
tionen gegeben sein muss, da ansonsten die Gefahr besteht, dass es immanente Prüfungs-
hemmnisse gibt, die zur Einschränkung im Prüfungsurteil führen können. 
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Im Zusammenhang mit der Umsetzung der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) in deutsches Recht sollen auch andere Reglungen im HGB angepasst werden. Der 
Gesetzgeber sollte die Gelegenheit nutzen, um weitere Anpassungen im HGB vorzuneh-
men, bei denen dringender Handlungsbedarf besteht. 
 
Folgende Änderung halten wir für zwingend erforderlich: 
 
Einführung einer Bewertungseinheit nach § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB 
 
Im Referentenentwurf zum Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) wurde in § 253 
Abs. 3 Satz 5 definiert, dass Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, die notwendi-
gerweise nur zusammen genutzt werden, für Zwecke der Ermittlung einer voraussichtlich 
dauernden Wertminderung als ein Vermögensgegenstand gelten. 
 
Wir würden die Aufnahme der Regelung ins HGB ausdrücklich begrüßen. Nach der aktuel-
len Rechtslage müssen Grund und Boden und Gebäude als zwei getrennte Vermögensge-
genstände einzeln bewertet werden, obwohl das Gebäude sachenrechtlich wesentlicher 
Bestandteil des Grundstücks ist (§ 94 BGB). Rechtlich stellen also Grundstück und Gebäude 
eine Einheit dar. Die abweichende handelsrechtliche Sichtweise, die damit begründet wird, 
dass das Grundstück nicht abnutzbar ist, während das Gebäude als abnutzbarer Vermö-
gensgegenstand um planmäßige Abschreibungen zu mindern ist, führt in der Praxis dazu, 
dass bei der Prüfung der Notwendigkeit von außerplanmäßigen Abschreibungen häufig un-
gewünschte und nicht mit dem Grundsatz des den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu vereinbarende Bewertungen 
erforderlich sind. Gerade bei bebauten Grundstücken kann eben nicht von einer Einzelbe-
wertbarkeit ausgegangen werden, da das Grundstück – zumindest solange es bebaut ist 
und von dieser Bebauungsabsicht nicht Abstand genommen wird (Abriss) - nicht selbstän-
dig nutzbar ist. Hinzu kommt, dass bei Bilanzierung von bebauten Grundstücken im Um-
laufvermögen, für die das strenge Niederstwertprinzip gilt, bei der Prüfung außerplanmäßi-
ger Anschreibungen auf den Marktwert des bebauten Grundstücks insgesamt abgestellt 
wird. 
 
Eine Regelung zur Bildung einer Bewertungseinheit nur für die Zwecke der Prüfung des Be-
darfs für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung von bebauten Immobilien des An-
lagevermögens wäre auch mit der Bilanzrichtlinie vereinbar, da der Jahresabschluss ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage zu vermitteln hat, also die Abschlussadressaten zutreffen zu informieren. Dies ist 
aus unserer Sicht mit der aktuellen Regelung nicht gegeben. 
 
Wir bitten Sie, die Regelung, dass Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, die 
notwendigerweise nur zusammen genutzt werden (Immobilien), für Zwecke der Er-
mittlung einer voraussichtlich dauernden Wertminderung als ein Vermögensgegen-
stand gelten, in das HGB aufzunehmen. 
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